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Die Idylle täuscht: Die Anwohner des Klybeck- und des Matthäusquartiers leiden unter der latenten und zunehmenden Drogen- und Kleinkriminalität.

Migranten
bringen Basler
Dreirosenanlage
ans Limit
Das Schul- und Sportareal ist ein Ort, wo viele
Kinder und Jugendliche ihre Zeit verbringen.
Doch Gewalt, Drogenhandel und Polizei gehören
hier immer mehr zum Alltag

DANIEL GERNY (TEXT),
ELENI KOUGIONIS (BILDER)

Es ist kurz vor 16 Uhr an einemNovem-
bertag im vergangenen Jahr, als in der
Basler Dreirosenanlage plötzlich zwei
Männer aufeinander losgehen. Zuerst
sieht es nach einem Faustkampf aus,
doch dann packt der eine einen herum-
liegenden Holzpfahl und stürmt auf den
anderen zu.Dieser zückt ein Sackmesser
und geht seinerseits in die Offensive.

Mitten auf der Wiese hauen und ste-
chen die Männer aufeinander ein. Laut-
stark beschimpfen sie sich dabei in ara-
bischer Sprache. Blut fliesst. Minuten-
lang geht das so, bis es umstehenden
Personen endlich gelingt, die Män-
ner auseinanderzureissen. Im Juni ste-
hen die Schläger in Basel vor Gericht –
wegen versuchter Tötung und versuch-
ter schwerer Körperverletzung.

Bemerkenswerter als die Brutalität
am helllichten Tag ist der Ort des Ge-
schehens:Die Dreirosenanlage liegt zwi-
schen einer Primar- und einer Sekundar-
schule, einer Freizeithalle und einem
Jugendzentrum. Als die NZZ den Ort
besucht, wimmelt es dort von Kindern
jeden Alters. Doch selbst an einem
ruhigen Tag ist gut erkennbar, dass hier
etwas aus dem Gleichgewicht zu gera-
ten droht: Im Hintergrund, am Klein-
basler Rheinufer, dealen einige Män-
ner in aller Ruhe mit Drogen.Und wäh-
rend eine Schulklasse über die Wiese
joggt, sitzt wenige Meter daneben eine
Gruppe Männer mit Büchsenbier. Es ist
auch ohne tätliche Auseinandersetzung
ein nur scheinbar harmonisches Bild.

Bars und Multikulti-Charme

«Die Dreirosenanlage ist seit Jahren ein
Hotspot, doch nun sind wir mit Proble-
men konfrontiert, die wir nicht mehr
allein bewältigen können», sagt Marc
Moresi. Der ehemalige Sportlehrer lei-
tet die Freizeithalle, die sich unter der

Autobahn über den Rhein befindet.
Realisiert wurde sie vor gut fünfzehn
Jahren, um die Integration im durch-
mischten Quartier zu fördern und Sport
zu ermöglichen.

Moresi ist schwierige Kundschaft ge-
wohnt.Das Klybeck- und dasMatthäus-
quartier, zwischen denen sich die Drei-
rosenanlage befindet, gehören seit Jah-
ren zu den belastetsten und am dichtes-
ten bewohnten Vierteln der Schweiz.
Die Wohnungen sind klein, Grünflä-
chen fehlen, dafür gibt es massenweise
Verkehr. Hier leben besonders viele

Sozialhilfeempfänger, die Einkommen
sind niedrig, der Ausländeranteil da-
gegen ist mit fast 50 Prozent rekordver-
dächtig hoch.

Die Stadt versucht seit langem,
Gegensteuer zu geben, teilweise durch-
aus mit Erfolg.Trotz negativen Indikato-
ren hat sich dasMatthäusquartier in den
vergangenen Jahren zu einem lebendi-
genTrendviertel mit Multikulti-Charme
entwickelt. Ganze Strassenzüge wurden
aufgewertet und sind vom herunter-
gekommenen Mief der 1980er Jahre be-
freit worden. Nicht zuletzt Einwanderer
aus den vergangenen Jahrzehnten haben
demQuartier damit zu einer neuenAus-
strahlung verholfen, die auf die ganze
Stadt anziehend wirkt.

DieWohnbevölkerung ist überdurch-
schnittlich jung, das Stadtleben vibriert,

das Nachtleben ist attraktiv: Hier gibt
es viele spezielle und von den grossen
Ketten unabhängige Shops, eine Unzahl
an kleinen Lokalen mit Essen aus der
ganzen Welt, Cafés, Bars, Eckläden, die
bis in die Nacht geöffnet sind. An war-
men Sommertagen geht hier die halbe
Stadt aus.Doch das bedeutet noch mehr
Leute auf engem Raum und noch mehr
Konfliktpotenzial.

Die Grenznähe sorgt gleichzeitig
für Zustrom aus Frankreich, mit Party-
gästen, aber auch mit Leuten aus Nord-
afrika, die in Drogengeschäfte ver-
wickelt sind und nach Kundschaft su-
chen.AuchAsylbewerber aus dem nicht
weit entfernten Bundeszentrum vertrei-
ben sich auf der Dreirosenanlage ihre
Zeit, gelangweilt und offen fürAlkohol,
Drogen und nicht selten für kleine Ge-
schäfte oder Delikte.

Nur wenige Strassen von der Drei-
rosenanlage entfernt beklagen sichAn-
wohner über den offenen Drogenhan-
del durch nigerianische Gruppen. In
den Vorgärten lägen regelmässig blu-
tige Taschentücher, die nach dem Kon-
sum von Koks weggeworfen würden,
manchmal sogar zugedröhnte Nacht-
schwärmer.

Aggressor im Drogenrausch

Im Online-Magazin «Prime News»
sprachen Nachbarn, entsetzt über die
offene Präsenz der Dealer, gar von
einem rechtsfreien Raum. Die Deals
werden blitzschnell und diskret abge-
wickelt, weshalb die Polizei praktisch
machtlos ist und der Alltag scheinbar
ungestört weiterläuft.

Doch es gärt. So landete vor wenigen
Wochen auf der «Nebelspalter»-Redak-
tion ein Sitzungsprotokoll zur Situation
bei der Dreirosenanlage, in dem die Pro-
bleme ungeschönt beschrieben werden.
An den regelmässigen Besprechungen
der Begleitgruppe Dreirosen nehmen
Vertreter von Schulen, sozialen Institu-

«Wir sind mit
Problemen konfrontiert,
die wir nicht mehr
alleine bewältigen
können.»
Marc Moresi
Leiter der Freizeithalle
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tionen, der Polizei, dem Kanton sowie
weitere Akteure teil.

Littering, Uringeruch, Lärm und
Alkohol scheinen dabei die geringsten
Probleme zu sein, wie aus dem Protokoll
hervorgeht. Bedenklicher sind die regel-
mässigen Diebstähle, Gewaltvorfälle,
Drogendeals und die durchschnittlich
zwei bis drei Polizeieinsätze jeden Tag
– und dies an einem Begegnungsort für
Kinder und Jugendliche. Manche Eltern
verbieten ihrem Nachwuchs, die Drei-
rosenanlage zu besuchen. Junge Frauen
meiden den Ort. Die Besucherzahlen im
Jugendzentrum gehen zurück, und selbst
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ist es oft unwohl.

Mehrere Personen, mit denen die
NZZ gesprochen hat, bestätigen die
im Protokoll beschriebenen Zustände.
Claudia Gunzenhauser, die Leite-
rin des Jugendzentrums, erzählt von
einem Zwischenfall während der letz-
ten Weihnachtsfeier, als ein Mann im
Drogenrausch auf Jugendliche los-
gehen wollte. Ein Elternrat berichtet,
dass manche Kinder Angst vor den
Männern auf der Dreirosenanlage hät-
ten. Auf der Website des zuständigen
Stadtteilsekretariates steht: «Ob man
an dieser Lage die Jugendangebote
längerfristig halten kann, beschäftigt
die Runde zunehmend.»

Migrationsproblem ansprechen

Besonders auffallend ist, wie klar in
diesem Protokoll die Migration als
mitentscheidender Treiber für die Ent-
wicklung benannt wird. So beklagt
der Leiter der benachbarten Gassen-
küche, «vor allem junge Menschen aus
dem Maghreb» respektierten die Öff-
nungszeiten nicht und hielten sich bis
spätnachts im Hof auf. Auf der Anlage
hielten sich arabisch sprechende Perso-
nen auf, und Situationen könnten «sehr
rasch gewaltsam eskalieren», heisst es
an anderer Stelle.

Seit neuem stelle die massive Zu-
nahme der unbegleiteten minderjähri-
gen Asylbewerber (UMA) im nahe ge-
legenen Bundesasylzentrum eine Zu-
satzbelastung dar. Statt hundert UMA,
wie vorgesehen, befinden sich dort drei-
hundert. Zu tun haben sie nichts, wes-
halb sie sich die Zeit gerne in der Drei-
rosenanlage vertreiben. Dort langweil-
ten sie sich, verhielten sich teilweise
«nicht respektvoll» oder würden «in
illegale Geschäfte eingebunden». So
sind die Jugendlichen aus Afghanistan
beides: eine Belastung für ein überfor-
dertes Quartier und Opfer des Treibens
an einem fremden, überhitzten Ort.

Dies alles steht im Kontrast zum
Selbstverständnis einer Stadt, in der
man lieber über erfolgreiche Integra-
tionsmodelle spricht. Der Leiter der
Dreirosenhalle, Marc Moresi, sieht ge-
nau darin eines der Probleme: «Wir alle
verstehen uns als Teil einer modernen
und sozialen Gesellschaft. Doch Migra-
tionsprobleme werden oft ausgeblendet
oder bagatellisiert.»

Die Ursache dafür sieht er nicht nur
in der Stadt Basel: «Verantwortlich ist
eine Politik, die Grenzen durchlässig
macht, ohne den daraus entstehenden
Problemen für das Zusammenleben ge-
nügend Beachtung zu schenken.»

So verfestigt sich die Dreirosenan-
lage in Kleinbasel kaum bemerkt als
Knotenpunkt für Menschen ohne An-
knüpfung zur Stadt, ohne Perspektiven
und ohne Befürchtungen.Auch von der
Polizei lassen sich viele kaum beein-
drucken: Geld für Bussen hätten die
meisten nicht, und wenn sie vom Areal
weggewiesen oder mitgenommen wür-
den, seien sie nach zwei Stunden wie-
der da. Von einer Parallelgesellschaft
will Moresi nicht sprechen. «Aber es
bildet sich ein Netz von Leuten, die von
der Gesellschaft weitgehend abgekop-
pelt sind.»

Die Schläger vom vergangenen
November passen präzise in dieses
Muster. Der eine Beschuldigte stammt
aus Algerien, der andere aus Marokko,
beide sind gut zwanzig Jahre alt. Beide
sind illegal in die Schweiz eingereist und
lebten hier wochenlang illegal, teilweise
an unbekanntem Ort. Beide konsumier-
ten Drogen, einer der Männer ist vorbe-
straft. Es sind Biografien, wie wenn sie
fürs Parteiprogramm der SVP erfunden
worden wären.

SVP redet von «failed state»

Es ist deshalb kein Wunder, dass sich
viele Betroffene scheuen, das Thema zu
benennen: «Man wird sofort in die SVP-
Ecke gestellt», erklärt jemand. Praktisch
alle Personen, mit denen die NZZ ge-
sprochen hat, betonen, aus einem eher
linken Lager zu kommen, wo es aber
eine starke Tendenz zur Tabuisierung
gebe. Gleichzeitig erhofft sich in einem
Quartier, in dem auch viele Auslände-
rinnen und Ausländer unter den Zu-
ständen auf der Dreirosenanlage lei-
den, niemand wirklich Unterstützung
von der SVP.

Ein SVP-Politiker hat den Regie-
rungsrat unter dem Stichwort «failed
state» per Vorstoss mit 25 Fragen bom-
bardiert. «Da geht es um Wahlkampf,
nicht um Engagement», kommentiert
Moresi. Die Betroffenen fühlen sich
alleingelassen, von der Politik erhof-
fen sich die meisten nicht mehr viel.
«Die Frage wurde aufgeworfen, ob es
Lösungsansätze aus anderen Städten
gibt, die hier allenfalls ebenfalls ange-
wendet werden könnten», heisst es fast
verzweifelt an einer Stelle im Protokoll
der Dreirosen-Begleitgruppe.

So werden die Nachteile einer Stadt
mit viel Nachtleben, viel Urbanität und
viel Migration vor lauter falscher Tole-
ranz nicht angesprochen oder zur plaka-
tiven Inszenierung missbraucht. Höchs-
tens zaghaft wächst das Verständnis für
die Sorgen im Viertel. Punktuell kommt
es zu Verbesserungen. Doch es ist zu
wenig: «Es wird unterschätzt, wie sehr
sich die Entwicklung beschleunigt», er-
klärt Moresi.

Oft sind es deshalb die Betroffenen
im Klybeck- und im Matthäusquartier
selbst, die dafür Sorge tragen, dass die
Situation noch nicht kippt: Lehrperso-
nen, Park-Rangerinnen, Sozialarbei-
ter, Anwohnerinnen oder Community-
Polizisten, Eltern. Es sind Leute, die an
ihrem multikulturellen Viertel hängen
und tagtäglich im Kleinen zu korrigieren
versuchen, was im Grossen falsch läuft.

Die Leute, die an ihrem
multikulturellen Viertel
hängen, versuchen
tagtäglich im Kleinen
zu korrigieren, was im
Grossen falsch läuft.

Die Schweiz verdient
echten Nationalfeiertag
Kommentar auf Seite 22

Ein freier Tag kostet 600 Millionen
Der Vorstoss im Parlament für einen neuen Nationalfeiertag kann ins Geld gehen

HANSUELI SCHÖCHLI

Endlich tun Politiker mal etwas für das
Volk. So könnte man zumindest mei-
nen. Der Nationalrat hat diese Woche
eine Motion angenommen, die einen
neuen Feiertag für die Schweiz fordert
– den 12. September, zum Gedenken an
den Geburtstag der modernen Schwei-
zer Bundesverfassung von 1848. Nur
ganz böse Zungen sagen, dass es bei
dem Beschluss nicht wirklich um dem
12. September ging, sondern um den
22. Oktober – den Tag der Parlaments-
wahlen in diesem Jahr.

Wer kann schon gegen einen zusätz-
lichen bezahlten Frei-Tag sein? Ein zu-
sätzlicher Feiertag würde es werden:
Das Parlament würde nicht im Gegen-
zug den 1. August als Feiertag abschaf-
fen, weil eine solche Abschaffung viel
mehr Unmut auslöst, als ein neuer
Feiertag Freude bereitet. Dafür sorgt
die menschliche Psyche: Laut der For-
schungsliteratur wiegt ein Verlust psy-
chologisch etwa doppelt so schwer wie
ein gleich grosser Gewinn.

Gratis geht das nicht

Es mag Gruppen geben, die auch mit
einem zusätzlichen Feiertag nicht nur
glücklich wären. Da sind etwa die
Arbeitgeber, die ihr Personal für den
Tag ohne Gegenleistung bezahlen
müssten. Und da sind jene bösen Öko-
nomen, die beim Nachdenken über
Feiertage nichts Besseres zu tun haben,
als an «volkswirtschaftliche Verluste»
zu denken.

Klar ist, dass ein neuer Feiertag wie
das meiste im Leben nicht gratis käme.
Für eine Schätzung der wirtschaftlichen
Kosten mag als erster Schritt eine
Milchbüchleinrechnung dienen. Voll-
zeitangestellte in der Schweiz arbei-
ten unter Berücksichtigung von Ferien
und Feiertagen im Mittel etwa 230 Tage
im Jahr. Kommt ein neuer Feiertag
hinzu, sinkt die Arbeitszeit um 0,4 bis
0,5 Prozent. Umgerechnet auf die ge-
samte Wirtschaftsleistung der Schweiz
von knapp 800 Milliarden Franken pro
Jahr würde dies eine Einbusse von jähr-
lich 3 bis 4 Milliarden Franken bedeu-
ten. Das wäre allerhand. Der National-
rat hat jedenfalls schon weit billigere
Motionen angenommen.

Doch hier ist die gute Nachricht: Die
Milchbüchleinrechnung trifft die Rea-
lität nicht. Das hat diverse Gründe. So
dürften zum Beispiel viele Betriebe vor
oder nach dem neuen Feiertag etwas
mehr oder intensiver arbeiten. Zudem
ist ein Teil der Volkswirtschaft auch
an Sonn- und Feiertagen in Betrieb.
Dies gilt etwa für Spitäler, den öffent-
lichen Verkehr, den Tourismussektor
und Medien. Im Weiteren heisst ein
zusätzlicher freier Tag mehr Zeit zum
Konsum; davon könnten etwa Restau-
rants, Kinos, Bergbahnen und viele an-
dere Betriebe des Freizeitsektors profi-
tieren. Diese müssten zwar einen Lohn-
zuschlag zahlen, aber dafür mag der
Kundenstrom dank des zusätzlichen
Feiertags viel grösser sein. Relativ we-
nig würde dagegen der Detailhandel
profitieren – wegen des breiten Ver-
bots für Ladenöffnungen an Sonn- und
Feiertagen.

Was bedeutet all dies unter dem
Strich? Eine Analyse des deutschen
Wirtschaftsforschungsinstituts Ifo von
2018 kam für Deutschland zu dem
Schluss, dass die Kosten eines arbeits-
freien Feiertags im Mittel «nur» etwa
30 Prozent so hoch sind, wie die Milch-
büchleinrechnung mit Annahme von

proportionalen Kosten vermuten
liesse. Somit könnte laut den Autoren
die jährliche Wirtschaftsleistung (BIP)
durch einen zusätzlichen Feiertag um
0,12 Prozent sinken. Auf die gleiche
Grössenordnung kam im vergangenen
Jahr laut der Publikation «Financial Re-
view» auch eine Schätzung zu den Kos-
ten des einmaligen Trauer-Feiertags in
Australien als Folge des Todes der bri-
tischen Königin.

Solche Rechnungen gelten allerdings
nur für kleine Veränderungen. Würde
man die Zahl der Arbeitstage plötzlich
halbieren, lägen die prozentualen Ver-
luste wahrscheinlich deutlich über den
genannten Werten. Und eine Reduktion
auf null Arbeitstage pro Jahr brächte
einen BIP-Verlust von 100 Prozent.

Eine Schätzung wagten im vergange-
nen Jahr auch zwei Ökonomen anhand
einer Analyse von Daten zu Feiertagen
und Wirtschaftsentwicklung in über 200
Ländern von 2000 bis 2019. Laut ihrer
mittleren Schätzung liegt die volks-
wirtschaftliche Einbusse durch einen
zusätzlichen Feiertag bei etwa 20 Pro-
zent des Verlustes, der bei einer propor-
tionalen Einbusse gemäss Milchbüch-
leinrechnung anfiele. Das entspräche
für den vorgeschlagenen neuen Feier-
tag in der Schweiz einer Einbusse von
etwa 0,09 Prozent der jährlichen Wirt-
schaftsleistung.

Die Kosten sind verschleiert

Bei Annahme einer Einbusse von 0,1
Prozent kommt man für die Schweiz auf
Kosten des verlangten neuen Feiertags
von knapp 800 Millionen Franken pro
Jahr. Da der neue Feiertag nur in fünf
von sieben Jahren auf einen «echten»
Werktag fiele, lägen die jährlichen Kos-
ten im langfristigen Mittel eher bei etwa
600 Millionen Franken.

Der Vorstoss aus dem Parlament ist
politisch elegant: Der Nutzen ist für das
breite Publikum offenkundig – aber kei-
ner kann sagen, wer letztlich wie viel
von den Kosten zahlen wird. In der nai-
ven Vorstellung – der viele Politiker
nicht widersprechen wollen – überneh-
men einfach die Arbeitgeber die Kos-
ten, und die Angestellten profitieren.
Im wirklichen Leben läuft es anders.
Die Forschungsliteratur lässt mutmas-
sen, dass die Arbeitgeber mittelfris-
tig einen grossen Teil der Zusatzkosten
überwälzen – auf die Arbeitnehmer
(mehr Druck, geringere Lohnerhöhun-
gen), auf die Arbeitslosen (weniger Stel-
len) und auf die Konsumenten (höhere
Preise). Die Bedeutung der einzelnen
Überwälzungskanäle hängt jeweils von
der Marktsituation ab.

Die wirtschaftlichen Kosten spre-
chen nicht zwingend gegen einen neuen
Feiertag. Denn auf der anderen Seite
steht ein Nutzen in Form von mehr
Freizeit. Aus ökonomischer Sicht sollen
die Akteure selber entscheiden, ob sie
Produktivitätsgewinne «konsumieren»
durch höhere Löhne oder mehr Freizeit.
Klar ist hingegen: Die Kosten eines zu-
sätzlichen Feiertags sind zwar verschlei-
ert, aber sie sind real.

Neue Feiertage haben kaum Chancen
Ein Mitte-Politiker hat etwas erreicht, woran manche vor ihm gescheitert sind

CORINA GALL

Heinz Siegenthaler ist seinem Ziel einen
Schritt näher gekommen. Mit dem Er-
folg seiner Motion im Nationalrat, wo-
nach der 12. September ein zweiter
Nationalfeiertag werden soll, hat er
mehr erreicht als die meisten vor ihm.
Denn Vorstösse für neue Feiertage
haben es in der Schweiz meist schwer.

Dreissig Jahre 1. August

Die grosse Ausnahme ist der 1. August,
der Tag, der laut Bundesrat alleiniger
Schweizer Nationalfeiertag bleiben soll.
Von Anfang August 1291 datiert ein
Bundesbrief, der bezeugte, dass sich die
Urschweizer Talschaften Uri, Schwyz
und Unterwalden verbündet hatten. Die
Gründung der Eidgenossenschaft. Ge-
feiert wird der 1. August seit 1891.

Erst mehr als hundert Jahre später
wurde er zu einem arbeitsfreien Tag
ernannt. 1993, also vor dreissig Jahren,
nahm das Schweizer Stimmvolk die
entsprechende Volksinitiative mit his-
torischen 83,8 Prozent Ja-Stimmen an.
Der Bundesrat unterstützte die Vorlage,
wenn auch mit Zurückhaltung.

Der 1. August wurde zum ersten ge-
setzlichen nationalen Feiertag. Das
Datum ist jedoch nicht unumstritten.
Denn am 12. September 1848 trat die frei-
heitliche Verfassung des neuen Schwei-
zer Bundesstaats in Kraft. Es war die Ge-
burt der modernen Schweiz. Gesetzliche
Feier- und Ruhetage regeln bis auf den

1. August die Kantone selbst. Der Neu-
jahrstag,Auffahrt und der Weihnachtstag
sind die einzigen Tage, die in allen Kan-
tone Feiertage sind. Bei vielen anderen
ist die Lage unübersichtlich. Abgesehen
von rein lokalen Feierlichkeiten betrifft
dies zum Beispiel Allerheiligen oder den
Tag der Arbeit. Letzterer beschäftigt die
Parlamente am meisten.

Zum 1. Mai scheiterten gleich meh-
rere Vorstösse. 2001 startete eine SP-
Nationalrätin eine parlamentarische In-
itiative, um den 1. Mai als nationalen
Feiertag auszurufen. Sie begründete dies
damit, dass die unterschiedliche Hand-
habung der Kantone «diskriminierend»
und «wettbewerbsverzerrend» sei.Wirt-
schaftsfreundliche Parlamentarier über-
zeugte sie damit nicht. Ein SVP-Politi-
ker konterte: Der Nationalfeiertag be-
treffe alle Bürgerinnen und Bürger.
Doch vom 1. Mai fühlten sich Selbstän-
digerwerbende nicht angesprochen.

Die Grünen-Politikerin Aline Trede
fragte 2019 den Bundesrat, ob er sich
vorstellen könne, den 16. März zum
Feiertag zu ernennen. Den Tag, an dem
1971 das Frauenstimmrecht eingeführt
wurde. Der Bundesrat konnte oder
wollte aber nicht. Die Einführung des
Frauenstimmrechts könne auch ohne
einen nationalen Feiertag gebührend
gewürdigt werden.

So bleibt der 1. August der einzige
gesetzlich verordnete Tag, der für man-
che das ganze Land zum Feiern ver-
einen kann. Heinz Siegenthaler sieht
das anders. In einer Rede vor dem Par-

lament sagte er einst: «Der 1. August
hat wenig mit dem zu tun, auf was wir
so richtig stolz sein können.»

Kantone sind zurückhaltend

Auch in den Kantonen haben es Vor-
stösse schwer. Das Berner Kantons-
parlament lehnte 2018 einen Antrag der
Grünen ab, wonach der 1. Mai in Bern
arbeitsfrei werden sollte. Die EVP stän-
kerte, dass die Juso dafür religiöse Feier-
tage abschaffen wollten.

Im Kanton Graubünden versuchte
eine Gruppe von Politikern einen Kom-
promiss. Nicht nur der 1. Mai, sondern
auch Allerheiligen am 1. November
sollten arbeitsfrei werden. Sie argumen-
tierte mit den Kosten für das Gesund-
heitssystem, die durch die chronische
Überlastung der Arbeitnehmer entstün-
den. Die Regierung war unbeeindruckt.

Ähnlich sieht es aus, wenn Verbände
oder Politiker Feiertage abschaffen wol-
len. In der Stadt Luzern sagte der Wirt-
schaftsverband 2010, der Sankt-Leo-
degar-Tag koste die Stadt zu viel. Ein
Luzerner Theologe konterte: «Wenn die
Wirtschaft Sankt Leodegar streicht, muss
sie wenigstens einen Heiliger-Ospel- und
einen Sankt-Burnout-Tag schaffen.»

Der Geburtstag der modernen
Schweiz, Frauenrechte oder Arbeitneh-
mer: In den Debatten um Feiertage geht
es um Werte und Traditionen, Errungen-
schaften, die geehrt werden sollen. Doch
welche dies sind, darin sind sich nicht
alle einig.


